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willkommen 

   

 

Von Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit wird ja immer 
gern gesprochen. Wenn sich die Parteien ansonsten bei fast allen 
wichtigen Streitfragen zanken, in einem Punkt scheinen sie sich 
einig zu sein: Sie alle wollen eine nachhaltige und generationenge-
rechte Entwicklung herbeiführen. 
 
Diese ungewohnte Einigkeit zwischen den Parteien sollte stutzig 
machen. Schließlich muss man bedenken: Die Entscheidungsträ-
ger von heute werden die langfristigen Auswirkungen ihrer Politik 
gar nicht mehr erleben. Niemand wird sie in hundert Jahren für ihr 
Handeln – oder ihr Nicht-Handeln! – zur Rechenschaft ziehen. Da 
liegt es eigentlich näher, gegenwartsorientierte Politik zu machen, 
um seine Wähler nicht zu vergraulen. 
 
Diese Erkenntnis ist nicht neu. Schon Richard von Weizsäcker er-
kannte das grundlegende Strukturproblem der Demokratie „in der 
Verherrlichung der Gegenwart und der Vernachlässigung der Zu-
kunft“. Neu ist aber, dass endlich Jugendliche – also diejenigen, 
die am längsten und härtesten von einer verfehlten Politik betroffen 
sind – die Aussagen der Wahlprogramme unter die Lupe nehmen 
und prüfen, ob sie überhaupt das begehrte Prädikat „nachhaltig“ 
verdienen. Einen solchen unabhängigen „Politiktest“ halte ich für 
einen nicht zu unterschätzenden Fortschritt in unserer gewachse-
nen demokratischen Kultur. Er ist auch ein weiterer Schritt vor-
wärts in eine generationengerechte Zukunft. 
 

Daher habe ich mich gerne bereit erklärt, die Schirmherrschaft ü-
ber den Politiktest-Kongress zu übernehmen. Er ist ein ganz kon-
kretes Beispiel dafür, wie auch Jugendliche etwas bewirken kön-
nen. Dafür wünsche ich dem Jugendkongress viel Erfolg. 

 

Wolfgang Thierse 
 

Wolfgang Thierse 
 

Jahrgang 1943, studierte Kul-
turwissenschaft und Germani-
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SPD. Seit 26. Oktober 1998 
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Schirmherr des Politiktest 2002 

Wolfgang Thierse 

Grußwort des Schirmherrn 
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William Gladstone, engl. Premierminister (1832-1889) 

 
In einer Demokratie mit kurzen Wahlperioden stellt sich das grundsätzliche Problem, dass die politisch 
Verantwortlichen tendenziell nur in Zeiträumen von wenigen Jahren, nicht aber für die kommenden 
Jahrzehnte und Jahrhunderte denken und planen. In aller Regel sind ihre Handlungen gegenwartsbe-
zogen, also an den Wünschen und Bedürfnissen der erwachsenen Bürger mit Wahlrecht orientiert.  
Die Interessen nachrückender Generationen bleiben unberücksichtigt. Daher werden wir uns einmi-
schen: Wir jungen Menschen und alle künftigen Generationen haben ein Recht auf ein selbstbestimm-
tes Leben. Die Lebensqualität in der Zukunft darf nicht schlechter sein als heute. Das Prinzip der Ge-
nerationengerechtigkeit sehen wir in der Bundesrepublik und auf der ganzen Welt vor allem in fünf 
Problembereichen gefährdet: 

1.Umwelt: Treibhauseffekt, Ressourcenverknappung und Massenmobilität sind Synonyme für unseren 
Raubbau an der Natur. Die Umweltkrise hat sich im letzten Jahrzehnt verschärft. 

2.Globalisierung: Die Globalisierung der Märkte bringt schwerwiegende ökologische und soziale Prob-
leme mit sich. Die Hoffnung auf globale politische Strukturen zur Überwindung dieser Probleme bleibt 
derweil unerfüllt. 

3.Bildung: Köpfe sind heute die wichtigsten Ressourcen für die Zukunft. Doch das deutsche Bildungs-
system ist marode, ungerecht und veraltet. Im internationalen Bildungs-Wettbewerb ist Deutschland 
sitzengeblieben. 

4.Staatsverschuldung: Die Staatsverschuldung ist in schwindelerregende Höhen gewachsen und 
nimmt trotz Sparkurs jährlich zu. Längst lebt die herrschende Generation nicht mehr im Rahmen ihrer 
Mittel, sondern bürdet die Kosten für ihren Konsum den nachfolgenden Generationen auf. 

5.Kinderrechte: Um die notwendigen Reformen in Angriff zu nehmen, müssen Kinder und Jugendliche 
mehr politische Mitspracherechte bekommen. Nur wenn die Jugend im Kalkül der Politiker zu einer 
wirklichen Einflussgröße wird und das Potential der Jugend an Phantasie und Tatkraft in die gesell-
schaftliche Entwicklung eingebunden werden, besteht eine Chance auf Änderung der herrschenden 
Verhältnisse. 

Auf dem Politiktest-Kongress werden wir die Wahlprogramme der Parteien analyiseren: Welche Lö-
sungsmöglichkeiten bieten sie in den beschriebenen Problemfeldern? Wer denkt an die Menschen in 
hundert Jahren? Welche Parteien sind in welchen Bereichen am kompetentesten? Diesen Fragen 
wollen wir uns kritisch und unvoreingenommen stellen. Die folgenden Beiträge sollen dabei lediglich 
als Diskussionsgrundlage dienen. Wir werden die Konzepte der Jugend für eine nachhaltige Politik 
formulieren und unsere Stimme für eine lebenswerte Zukunft erheben. Dabei wünschen wir allen Teil-
nehmern viel Erfolg und viel Spaß. 

 

Wolfgang Gründinger   Maike Sippel 

Projektleiter „Politiktest-Kongress“   Vorsitzende YOIS Deutschland 

willkommen 

„Der Politiker denkt an die nächsten Wahlen, 
der Staatsmann an die nächste Generation.“ 

Grußwort der Organisatoren 
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In Deutschland haben erst zehn 
Prozent aller Kommunen mit der 
„Agenda 21“ begonnen – in Eng-
land sind es schon 55 Prozent 
und in den skandinavischen Län-
dern zwischen 70 und 80 Prozent. 
Warum ist Deutschland bisher so 
wenig zukunftsfähig? 

 

Die erste Nachkriegsgeneration 
hat in den 50er und 60er Jahren 
das in der ganzen Welt bestaunte 
deutsche Wirtschaftswunder ge-
schaffen. Ist es uns heute mög-
lich, in Deutschland und von 
Deutschland aus ein ähnliches 
„Wunder“, diesmal aber ein ökolo-
gisches Wirtschaftswunder zu 
initiieren? 

 

Massenarbeitslosigkeit und die 
ökologische Krise sind nach der 
überwiegenden Meinung der Bun-
desbürger in überschaubarer Zeit 
die bedeutendsten politischen 
Probleme. Politiker, Gewerkschaf-
ter, Unternehmer, aber auch wir 
Journalisten beschreiben diese 
beiden wichtigsten Themen fast 
ausschließlich als „Probleme“, 
„Gefahren“ oder „Katastrophen“. 
Gibt es gar keine Chancen? Kann 
es nicht sein, dass sich gerade in 
der Kombination dieser beiden 
„Probleme“ auch Auswege aus 
dem Dilemma ergeben? Wo also 
liegt die Chance der großen Kri-
sen unserer Zeit? 

 

Die Krisen sind genug dargestellt, 
jetzt brauchen wir endlich Visio-
nen für Lösungen. Dabei fehlt es 
überhaupt nicht an Ideen – was 
freilich fehlt, ist der politische Mut 
und der gesellschaftliche Wille zur 
Veränderung. In vorwurfsvollem 
Ton behaupten Politiker oft: „Wir 
leben über unsere Verhältnisse.“ 
In Wirklichkeit bleiben wir bisher 
weit unter unseren Möglichkeiten. 
Ich will Mut machen in Zeiten der 
Resignation; ich will Hoffnung 
anstiften, weil sie unsere wichtigs-
te Zukunftsressource ist. Ich lade 
Sie ein zu einer Reise voller Über-
raschungen.  

 

Visionen für das 21. Jahrhundert: 
umweltschonendes effizientes 
Wirtschaften, Nutzung der Son-
nenenergie, ökologisches Bauen, 
Aufbau servicefreundlicherer öf-
fentlicher Verkehrssysteme, Wege 
zu einer biologischen Landwirt-
schaft, eine ökologische Steuerre-
form und flexible Arbeitsstruktu-
ren. Das dadurch mögliche ökolo-
gische Wirtschaftswunder schafft 
Arbeitsplätze und sichert Wohl-
stand für alle. Seine Realisierung 
fordert nicht nur Politiker oder 
Manager zum Umdenken heraus, 
sondern jeden einzelnen.  

 

Die lokale Agenda 21 mit ihren 
ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Chancen ist die humans-
te Vision für ein gutes 21. Jahr-
hundert. 

 

Dr. Franz Alt 

Dimension Zukunft  
Neue Wege ins 21. Jahrhundert 

 
 

 
 

alt 

Dr. Franz Alt, Jahrgang 1938, studierte 
Politische Wissenschaften, Geschichte, 
Philosophie und Theologie. 1972-1992 

Leiter und Moderator des Magazins „Report“ 
beim SWR, seit 1992 Leiter der 

Zukunftsredaktion des SWR und zusätzlich 
1997-2000  des Magazins „Querdenker“ bei 

3sat. Seit 2000 Leiter und Moderator des 
Magazins „Grenzenlos“ bei 3sat. Zahlreiche 
Veröffentlichungen, u.a. „Die Sonne schickt 

uns keine Rechnung“, und Auszeichnungen, 
u.a. den Deutschen und Europäischen 

Solarpreis für Publizistik. 
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 I. Einleitung  

Die natürliche Umwelt ist essen-
zielle Lebensgrundlage für die 
lebenden und für zukünftige Ge-
nerationen. Ohne die verschie-
denen „Leistungen“ der Natur, wie 
z.B. „frische Luft“, „fruchtbarer 
Boden“ oder „Aufnahmemedium 
von Schadstoffen“, wäre das Le-
ben von Menschen auf der Erde 
gar nicht oder nur sehr einge-
schränkt möglich. Vergleichbar mit 
künstlichem Kapital wirft auch das 
Naturkapital ständig „Zinsen“ ab. 
So wächst z.B. ein Wald jedes 
Jahr um eine bestimmte Menge 
Holz. Wenn man nun nur diesen 
Ertrag jährlich nutzt ohne den 
Waldbestand anzugreifen, so 
könnten auch zukünftige Generati-
onen den gleichen Nutzen aus 
dem Wald ziehen. Diese Grund-
idee ist schon sehr alt und wurde 
erstmalig 1713 als „nachhaltend“ 
(v. Carlowitz 1713: 105) bezeich-
net. Heute herrscht im Umweltbe-
reich ein weitgehender Konsens, 
dass eine ökologisch Nachhaltige 
Nutzung anzustreben sei: 

„Eine ökologisch nachhaltige Ge-
sellschaft lebt von den Erträgen 
des Naturvermögens, ohne die 
Substanz selbst anzugreifen. E-
benso emittiert sie nur soviel an 
Schadstoffen in die Umweltme-
dien, wie diese im entsprechen-
den Zeitraum wieder abbauen 
können. Sie hinterlässt keine Ge-
fahrenquellen, die zu Schäden 
führen können, die nicht mehr 
oder nur mit unverhältnismäßig 
großem Aufwand beseitigt werden 
können, und gewährleistet, dass 
die bestehende Vielfalt sowohl 
von Tier- und Pflanzenarten als 
auch von Ökosystemen nicht 
durch menschliches Handeln sig-
nifikant verringert wird. Darüber 
hinaus sollen Umwelt und Natur 
auch als symbolische Ressourcen 
für rekreative, kulturelle, kontem-
plative und religiöse Anliegen an-
gemessen berücksichtigt werden.“ 
(YOIS Glossar) 

Heute wissen wir, dass nicht nur 
der Erhalt der natürlichen Le-
bensgrundlagen aus Nachhaltig-
keitsgesichtpunkten heraus gebo-
ten ist, sondern auch eine Bes-
serstellung – eine Erhöhung des 
Naturkapitals. Nach Jahren der 
Ausbeutung muss versucht wer-
den, den Kapitalstock nicht nur zu 
erhalten sondern auch wieder zu 
erhöhen. Denn vergleicht man die 
tatsächliche Naturnutzung – den 
„Ökologischen Fußabdruck“ (Wa-
ckernagel 1997) – mit der zur Ver-
fügung stehenden Aufnahmeka-
pazität oder den Erträgen des 
Naturkapitals so ist offensichtlich, 
dass zum einen nach wie vor vom 
Kapital gezehrt wird und zum an-
deren das heutige Niveau nicht 
ausreichend ist, um die Nachfrage 
zu decken. Besonders in Hinblick 
auf die Tatsache, dass sehr bald 
schon 10 Mrd. Menschen auf dem 
Planeten leben werden, muss 
neben der Reduktion der Natur-
nutzung auch der „Wiederaufbau“ 
von Naturkapital forciert werden. 

Die Programme der Parteien sol-
len also daraufhin bewertet wer-
den, ob die vorgeschlagenen 
Maßnahmen glaubhaft einen Bei-
trag zu dem Ziel einer ökologisch 
nachhaltigen Gesellschaft liefern 
können, oder ob sie nur Alibi-
Funktion übernehmen. In den drei 
Bereichen Land- und Forstwirt-
schaft, Raumentwicklung und 
Klimaschutz sollen die Parteipro-
gramme unter die Lupe genom-
men werden.  

II. Land- und Forstwirtschaft 

Bei allen Überlegungen zur Nach-
haltigkeit fällt der Land- und 
Forstwirtschaft eine wichtige Rolle 
zu, da sie eine enorme Bedeutung 
für die natürlichen Ressourcen, 
insbesondere für Wasser, Boden 
und Artenvielfalt haben. „Eine 
langfristig zukunftsfähige Land- 
und Forstwirtschaft soll umweltge-
recht und ressourcenschonend 
qualitativ hochwertige Nahrungs-
mittel erzeugen, nachwachsende 

Rohstoffe produzieren, unsere 
Kulturlandschaft und deren Bio-
top- und Artenvielfalt weitgehend 
erhalten und zugleich dem inter-
nationalen Wettbewerb gewach-
sen sein. Um diesen vielfältigen 
Anforderungen gerecht werden zu 
können, sind deutliche Verände-
rungen der Agrarpolitik notwendig, 
die es den Betrieben ermöglichen, 
ihre Bewirtschaftung nachhaltig zu 
gestalten. Der besonderen ökolo-
gischen Bedeutung der Land- und 
Forstwirtschaft gemäß müssen 
sich die Zielvorgaben für eine 
nachhaltige Entwicklung an den 
natürlichen Ressourcen ausrich-
ten. Wenn es darum geht, geeig-
nete Maßnahmen für eine nach-
haltige Landbewirtschaftung vor-
zuschlagen, müssen neben der 
ökologischen Zielsetzung aber 
auch ökonomische und soziale 
Fragen eine gewichtige Rolle 
spielen. So gehört zu den Zielvor-
gaben beispielsweise auch die 
Gewährleistung eines ausreichen-
den Einkommens für effizient und 
umweltschonend wirtschaftende 
Betriebe.“ (Knaus/Renn 1998: 
261) 

III. Raumentwicklung 

Die Raumentwicklung ist sozu-
sagen das Bindeglied zwischen 
Land- und Forstwirtschaft und 
dem Klimaschutz. Für eine nach-
haltige Entwicklung spielen hierbei 
die Stadt- und Regionalentwick-
lung, die Grün- und Freiraum-, 
sowie die Verkehrsentwicklung 
eine wichtige Rolle. Unter Nach-
haltigkeitsgesichtspunkten ist hier-
bei insbesondere der fortschrei-
tende Flächen“verbrauch“ durch 
Siedlungs- und Verkehrsflächen in 
Höhe von ca. 130 ha pro Tag, was 
ca. 178 Fußballfeldern entspricht 
(DFB 2001: o.S.), die damit ver-
bundene Versiegelung von Böden 
und Zersiedelung der Landschaft.  

Flächenumwandlung 
Die anhaltende Flächenumwand-
lung von Freiraum (Grün-, Land- 
und Forstwirtschaftsflächen) in 
Siedlungs- und Verkehrsflächen 
ist für die junge Generation und 
zukünftige Generationen ein Prob-
lem. Zwar sollen durch Aus-
gleichsmaßnahmen die Beein-
trächtigungen in der Natur wieder 
ausgeglichen werden, jedoch 
können diese Maßnahmen zum 

umwelt 

Arbeitskreis Umwelt 

Die Schöpfung bewahren 
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einen im Abwägungsprozess 
weggewogen werden und zum 
anderen sind sie nicht konsistent 
(s. Versiegelung). Das eigentliche 
Problem des Flächenverbrauchs 
ist es jedoch, dass Freiraumflä-
chen auf Dauer verloren gehen, 
die in Zukunft für die Produktion 
von Nahrungsmitteln, als Erho-
lungsflächen, als Assimilationsflä-
chen (d.h. zur Aufnahme von 
Schadstoffen) oder als Naturflä-
chen zum Erhalt der Artenvielfalt 
aller Voraussicht nach benötigt 
werden. Ein weiteres Problem, 
welches insbesondere die junge 
Generation betrifft ist, dass auf-
grund des demographischen 
Wandels und dem Wohnverhalten 
insbesondere von Haushalten, 
deren Kinder flügge geworden 
sind, wir in den nächsten 13 Jah-
ren noch eine hohe Wohnflächen-
nachfrage haben, die bis 2030 
langsam abklingt, um dann ins 
Negative umzukehren (Simons 
1999: 745). Mit anderen Worten: 
Bis unsere Großelterngeneration 
gestorben ist, werden insbesonde-
re Einfamilienhäuser am Ballungs-
rand gebaut und wir werden uns 
dann mit einem großen Ange-
botsüberhang konfrontiert sehen 
(Leerstände, hoher Energie-
verbrauch für Wohnraum, Versie-
gelung, lange Verkehrswege etc.). 

Versiegelung 
Böden werden als nicht erneuer-
bare Ressource angesehen, da 
sie in Jahrhunderten bis Jahrhun-
derttausenden entstanden sind. 
Sie sind zum einen Grundlage für 
die Nahrungsmittelproduktion, 
Aufnahmemedium für Emissionen 
und haben Regelungsfunktion für 
den Wasserhaushalt und das 
Kleinklima. Zum anderen sind sie 
Träger von Siedlungen. Diese 
verschiedenen Funktionen können 
in Konflikt zueinander stehen (ein 
versiegelter Boden kann kein Auf-
nahmemedium z.B. für Treib-
hausgase sein oder keinen Bei-
trag zur Grundwassersicherung 
liefern) oder komplementär sein 
(ein Wald kann z.B. einen Wichti-
gen Beitrag zum Wasserhaushalt 
liefern und gleichzeitig Aufnah-
memedium für Treibhausgase 
sein). Durch eine Versiegelung 
sterben alle natürlichen Boden-
funktionen ab, sie kann daher als 
unumkehrbar bezeichnet werden 
(Kümmerer 1997: 43). Diese Re-
duktion des Naturkapitals kann 

genau genommen gar nicht aus-
geglichen werden. Lediglich eine 
gleichzeitige Entsiegelung von 
anderen Böden könnte nähe-
rungsweise einen adäquaten Aus-
gleich darstellen.  

Zersiedelung 

Mit der Kilometerpauschale wurde 
immerhin eine kontraproduktive 
Regelung endlich abgeschafft. Bei 
der dafür zum 1. Januar 2001 
eingeführten Entfernungspau-
schale ist in der Steuererklärung 
nur mehr die Entfernung zwischen 
Arbeitsplatz und Wohnort, aber 
nicht mehr das Verkehrsmittel an-
zugeben. Kosten über 5.112 Euro 
im Jahr können allerdings nur 
Autofahrer absetzen. Auch ist die 
Erhöhung der Pauschale von 0,36 
auf 0,40 Euro pro Kilometer ab 
dem elften Entfernungskilometer 
laut Umweltrat "aus umweltpoliti-
scher Sicht kritisch zu beurteilen, 
weil hierdurch Zersiedlung, Flä-
cheninanspruchnahme und ein 
weiteres Anwachsen des Ver-
kehrsaufkommens zusätzlich ge-
fördert werden" (SRU 2002: 351). 
Im Autoland Nummer Eins, den 
USA, ist eine entsprechende Re-
gelung übrigens gänzlich unbe-
kannt. 

Einen starken Partner hat die Ent-
fernungspauschale in der Eigen-
heimzulage, da der Erwerb eines 
Altbaus gegenüber dem Erwerb 
eines Neubaus nur mit dem hal-
ben Fördergrundbetrag bezu-
schusst wird. Die höhere Förde-
rung von Neubauten bietet einen 
Anreiz zum Bauen auf der grünen 
Wiese, zumal das tägliche Pen-
deln auch noch abgesetzt werden 
kann. Dass die Eigenheimzulage 
neben der Kinderzulage auch 
noch eine Ökozulage kennt, ist 
dabei nur ein schwacher Trost. 
Denn auch sie gilt nur für Neubau-
ten. Aber selbst ein Niedrigener-
giehaus bekommt eine schlechte 
Ökobilanz, wenn seine Bewohner 
täglich alleine im Auto in die 
nächstliegende Stadt pendeln. 

Um den Trend der immer schnel-
ler voranschreitenden Zersiedlung 
aufzuhalten und das in der Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesre-
gierung formulierte Ziel, den tägli-
chen Flächenverbrauch bis 2020 
von derzeit 129 auf 30 Hektar pro 
Tag zu reduzieren, ist eine Re-
form von Eigenheimzulage und 

Entfernungspauschale unerläss-
lich. Beide reißen im Übrigen gro-
ße Löcher in die öffentlichen Kas-
sen: Die Entfernungspauschale 
schlägt mit ca. 4 Milliarden Euro 
und die Eigenheimzulage mit 10,3 
Milliarden Euro im Jahr 2002 zu 
Buche, davon 4,4 Milliarden beim 
Bund.“ (http://www.oeko-
steuer.de/index_verkehrs_subven 
tionen.html) 

IV. Energie- und Klimapolitik 

Treibhauseffekt und atomare 
Gefahr 
Der Treibhauseffekt ist sicherlich 
mit der folgenschwerste Eingriff 
der Menschen für den Menschen. 
Der menschengemachte Treib-
hauseffekt ist dadurch entstanden, 
dass mehr Treibhausgase, wie 
z.B. Kohlendioxid (CO2), Methan 
(CH4) oder Lachgas (N2O) emit-
tiert wurden, als die Natur in ei-
nem entsprechenden Zeitrahmen 
aufnehmen bzw. abbauen konnte. 
Ziel muss es daher sein, die 
Treibhausgasemissionen zum 
einen auf das Level der Aufnah-
mekapazität (carrying capacity) zu 
senken und die Konzentration der 
Treibhausgase in der Atmosphäre 
auf einem Level zu stabilisieren, 
bei dem keine dauerhaften Schä-
den mehr erwartet werden. Die 
Parteiprogramme sollen also da-
hingehend bewertet werden, ob 
Maßnahmen vorgeschlagen wer-
den, die dazu in der Lage sind die 
Treibhausgasemissionen zu redu-
zieren und ob ökologisch kontra-
produktive Subventionen abge-
baut werden sollen. Des weiteren 
soll überprüft werden, in wieweit 
die Partei auch weitergehende 
Reduktionsziele unterstützt, wie 
die Forderung einer Reduktion um 
40% bis 2020.  

 

Ein weiterer Aspekt im Bereich 
der Energie- und Klimapolitik ist 
die Nutzung von Atomenergie. 
Zwar entstehen bis auf Krypton 85 
unmittelbar keine weiteren Treib-
hausgase (außerhalb der Vorpro-
zesse, wie Abbau, Transport), 
jedoch entsteht Atommüll, der 
eine Gefahrenquelle darstellt, „die 
zu Schäden führen [kann und] 
nicht mehr oder nur mit unverhält-
nismäßig großem Aufwand besei-
tigt werden [kann]“ (YOIS Glossar, 
s.o.). „Plutonium (Pu 239) als ein 

umwelt 
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Abfallprodukt der Kernspaltung 
hat eine Halbwertszeit von 24.110 
Jahren, d.h. nach diesem Zeit-
raum hat sich der hochgradig to-
xisch strahlende Müll lediglich um 
die Hälfte reduziert. Nach 451.336 
Jahren existiert noch etwa 1g des 
bislang in Deutschland produzier-
ten Plutoniums. Und selbst ein 
millionstel Gramm kann noch 
Krebs erregend sein. Bis dahin 
müssen mehrere tausend Genera-
tionen sicher gehen, dass der Müll 
auch weiterhin von der Umwelt 
abgeschirmt bleibt und nebenbei 
auch die Bewachung der Endlager 
bezahlen.“ (Viehöver in Weiß/ 
Junger/Sohr 2001: 157) Neben 
diesem eher ethischen Argument 
ist Atomenergie auch viel zu teuer 
(http://www.rmi.org/images/other/
E-ProfitNukeFree.pdf). Würde 
man sämtliche Subventionen 
streichen bzw. auslaufen lassen, 
würde sich die Frage der Atom-
energienutzung von selber lösen.  

KFZ-Steuer 
„Bei Autofahrern soll die Schad-
stoffabgabe laut Partei B nicht auf 
den Sprit erhoben werden, son-
dern zu einer entsprechend dem 
CO2-Ausstoß ‚gespreizten Kfz-
Steuer‘ führen. Bei Drei-Liter-
Autos läge sie niedrig, bei Pkw mit 
starkem Verbrauch hoch. Den 
Einwand, die beim Kostenfaktor 
Kfz-Steuer relativ geringe Erspar-
nis werde nur wenige auf Sparau-
tos umsteigen lassen, ließ Partei 
B nicht gelten.“ (http://www.foes-
ev.de/news10/2artikel1.html) 

Ergänzend anzumerken ist, dass 
nicht durch den Besitz eines Au-
tos Treibhausgase entstehen. Ein 
3-Liter-Lupo mit 80.000 km Fahr-
leistung im Jahr schützt das Klima 
weniger als der Ferrari mit einer 
Laufleistung von 1.000 km im Jahr 
(unberücksichtigt hierbei die Um-
weltbelastungen bei der Produkti-
on, die sich jedoch auch nicht 
über eine KFZ-Steuer beeinflus-
sen lassen). 

Weiterentwicklung der Öko-
steuer vs. "europaweit ab-
gestimmte, harmonisierte 
und schad-stoffbezogene 
Abgabe" 
„Im Falle einer Wahl werde Partei 
B den ‚Alleingang‘ der deutschen 
Ökosteuer ein Ende bereiten und 
sie durch eine wettbewerbs-

neutrale, ‚europaweit abgestimm-
te, harmonisierte und schadstoff-
bezogene Abgabe‘ ersetzen, kün-
digte B an. Bei genauer Betrach-
tung müssen B‘s Äußerungen 
wohl als konditioniert verstanden 
werden – will sagen: ‚europaweit 
abgestimmt‘ und ‚harmonisiert‘ 
soll im Klartext bedeuten, dass 
eine künftige B geführte Bundes-
regierung ihre ökologischen Ge-
setzesvorstellungen erst dann in 
die Tat umsetzen würde, wenn 
von EU-Seite entsprechende Vor-
arbeiten geleistet worden wären. 
Da jedoch nationale Alleingänge 
von Partei B abgelehnt werden, 
könnte der Umkehrschluss wohl 
nur lauten: Solange sich in Europa 
nichts tut, machen wir eben auch 
nichts. Bei der Suche nach Pio-
nierdiensten auf EU-Ebene sieht 
es jedoch derzeit düster aus. Von 
einem koordinierten Abgaben-
System auf Grundlage von 
Schadstoff-Emissionen ist man in 
Brüssel weit entfernt. Planspiele 
aus dem Jahr 1990 zur Schaffung 
einer kombinierten CO2-
/Energiesteuer wurden Mitte der 
90er Jahre mangels Einigungs-
chancen beerdigt.“ 
(http://www.foes-ev.de/news10 
/3artikel2.html) 

Weiterentwicklung der Öko-
steuer vs. Zertifikatshandel  
Sowohl die Ökosteuer als auch 
der Zertifikatshandel würden über 
den Preis ein Signal zum sparsa-
meren Umgang mit Energie bzw. 
Treibhausgasemissionen geben. 
Bei der Weiterentwicklung der 
Ökosteuer wäre darauf zu achten, 
dass hierdurch nicht Reformen in 
der Renten- und Sozialversiche-
rung kaschiert werden und die 
Zuschüsse sich streng auf die 
Deckung von versicherungsfrem-
den Leistungen beschränken. Bei 
einer Weiterentwicklung sollte 
also offen gelegt werden, wie die 
Zusätzlichen Einnahmen zurück-
erstattet werden könnten. Aber 
auch eine Verknüpfung des Zerti-
fikatshandels mit der Ökosteuer 
ist denkbar – wichtig ist nur eine 
gute Abstimmung. Last but not 
least kann die Ökosteuer auch 
quasi durch einen Zertifikatshan-
del abgelöst werden. Wichtig hier-
bei ist nur, dass es keine Brüche 
gibt à la „Ökosteuer abschaffen 
und warten bis auf EU-Ebene sich 
ein brauchbarer Ersatz in Form 
eines Zertifikatshandels abzeich-

net“. Dabei darf aber nicht ver-
gessen werden, dass dann das 
entstehende Defizit in der Ren-
tenversicherung über eine andere 
Steuer ausgeglichen werden 
muss. Dabei sollte auch nicht ver-
gessen werden, dass jede Steuer 
in Abhängigkeit der Preiselastizität 
der Nachfrage einen Fiskalen- 
und einen Lenkungseffekt hat und 
zu überlegen ist, ob v.a. der Len-
kungseffekt bei dem besteuerten 
Gut erwünscht ist.  

V. Forderungen an eine 
nachhaltige und generatio-
nengerechte Umweltpolitik 

Land- und Forstwirtschaft 
1. Inwiefern fordert die Partei eine 
stärkere Förderung einer nach-
haltigen Landwirtschaft (ökologi-
scher oder integrierter Landbau)? 

2. Sollen auch andere ökologische 
Leistungen, wie der Erhalt der 
Kulturlandschaft honoriert wer-
den? 

3. Inwiefern fordert die Partei die 
Anwendung des Vorsorgeprinzips 
bei der Grünen Gentechnik? Ana-
log zur Zulassung einer Chemika-
lie sollte abschließend und ein-
deutig geklärt sein, dass keine 
negativen Schäden zu erwarten 
sind, oder dass eine Einführung 
auch wieder vollständig rückgän-
gig gemacht werden könnte, ohne 
bleibende Schäden zu hinterlas-
sen.  

Flächenverbrauch 
4. Soll der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenausweisung bspw. 
über handelbare Flächenauswie-
sungsrechte (SRU 2000: 252f.) 
begrenzt werden? 

5. Soll die zukünftige Grundsteuer 
eher zum sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden anregen, oder 
steht die schnellere Mobilisierung 
von Bauland im Vordergrund? 

6. Schlägt die Partei irgendwelche 
Anreizmechanismen vor, um die 
Versiegelung in Grenzen zu hal-
ten, oder um Entsiegelungsmaß-
nahmen attraktiv zu gestalten 
(z.B. Versiegelungsabgabe oder 
eine Grundsteuer mit einem Ver-
siegelungsindikator)? 

7. Wird eine schrittweise Rückfüh-
rung der Entfernungspauschale 
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gefordert? (Sie fördert die Zersie-
delung, erhöht die Verkehrsleis-
tung und ist eine reine Konsum-
ausgabe, die beim derzeitigen 
Stand der Staatsverschuldung 
doppelt auf Kosten zukünftiger 
Generationen geht.) 

8. Wird eine Rückführung der Ei-
genheimzulage und Konzentration 
auf den (Um-)Bau im Bestand 
gefordert?  

9. Plant die Partei ggf. Sonderför-
derprogramme für Partnerschaf-
ten zwischen jungen Familien, die 
eine Wohnung suchen und älteren 
Haushalten, die nichts gegen eine 
attraktive Alternative zu ihrer gro-
ßen Wohnung in der Nähe hät-
ten? 

Energie- und Klimapolitik 
10. Wird ein Abbau der Kohlesub-
ventionen bis 2010 verlangt (For-
derung des BUND)? 

11. Plant die Partei die Streichung 
oder den Abbau der Kernenergie-
subventionen? 

12. Wird die Ökosteuer weiterent-
wickelt oder nahtlos durch ein 
adäquates Instrument ergänzt 
bzw. abgelöst? 

13. Unterstützt die Partei die For-
derung nach Reduktion der Treib-
hausgase um 40% bis 2020? 

 

Martin G. Viehöver 
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1. Einführung 

Die wohl zentrale Heraus-
forderung des 21. Jahrhunderts 
besteht in der Realisierung einer 
nachhaltigen Entwicklung. Die 
„Grenzen des Wachstums“ haben 
1972 die Bedeutung der Thematik 
der „Quellen“ und „Senken“ im 
Hinblick auf den Umweltschutz 
herausgestellt, also die Quellen 
der Erde, wie z.B. Rohstoffe, und 
die Senken als Möglichkeiten der 
Erde, Schadstoffe aufzunehmen, 
zu neutralisieren und von ihnen 
nicht dauerhaft geschädigt zu wer-
den. In den siebziger Jahren wur-
de daraufhin begonnen, relevante 
Umweltbereiche herauszuarbei-
ten. Zu den Wichtigsten gehören: 

- Wasser 

- Energie 

- Luft 

- Boden 

- Biodiversität (Artenvielfalt).  

Seit Rio 1992 wurde zunächst 
vom Trias der nachhaltigen Ent-
wicklung mit den drei Dimensio-
nen ökonomische, ökologische 
und soziale Nachhaltigkeit ge-
sprochen, inzwischen ist als vierte 
die „kulturelle“ Dimension hinzu-
gekommen. 

Die Globalisierung ist ein Vor-
gang, den niemand bewusst ge-
wollt oder geplant hat. Für die 
Ökonomen stehen die transnatio-
nalen Direktinvestitionen als ent-
scheidende Erscheinung im Zent-
rum der Globalisierung. Weitere 
ökonomische Kriterien der Globa-
lisierung sind:  

- weltweite Produktionskapazi-
täten 

- weltweites Handelsvolumen 

- Innovationen im Bereich der 
Informations- und Kommunikati-
onstechnologien 

- internationale Kapitaltransfers.  

Im sozialen und kulturellen Be-
reich werden vor allem folgende 
Entwicklungen unter Globalisie-
rung subsumiert: 

- westliche Zivilisation als Leitmo-
dell 

- Kommunikation – die globale 
Vernetzung 

- Mobilität von Menschen 

Der politische Bereich sieht sich 
durch die Globalisierung vor die 
Aufgabe gestellt, internationale 
Rahmenbedingungen für die oben 
skizzierten Veränderungen z. B. in 
Form von internationalen Abkom-
men zu schaffen. 

Die Globalisierung beinhal-
tet Chancen und Risiken 
Grundlegende wirtschaftliche Vor-
teile der globalen Vernetzung 
werden in einer gesteigerten Pro-
duktion und wirtschaftlichem 
Wachstum als Wege zu einem 
höheren Wohlstand gesehen. D. 
h., dass Güter und Dienstleistun-
gen auf die ganze Welt betrachtet 
dort produziert werden, wo sie am 
günstigsten produziert werden 
können, und der Transport dieser 
Güter und Dienstleistungen ers-
tens technisch in einer akzeptab-
len Zeit und zweitens zu akzep-
tablen Preisen möglich ist. Im 
kommunikativen und im Mobili-
tätsbereich werden völlig neue 
Möglichkeiten des Informations-
austausches eröffnet. Vor zwanzig 
Jahren war es schlichtweg nicht 
möglich ins Internetcafé zu gehen 
und seiner Freundin oder seinem 
Freund auf der anderen Seite vom 
Globus eine E-Mail zu schreiben, 
die diese oder dieser wenige Mi-
nuten später bereits beantwortet 
hat. Und eben die Innovationen im 
Informations- und Kommunikati-
onssektor sind auch das größte 
Zugpferd der Globalisierung: sie 
ermöglichen einen immer stärker 
vernetzten Weltmarkt. 

Die Globalisierung birgt innerhalb 
den Regeln des heute vorherr-
schenden Weltwirtschaftssystems 
jedoch auch eine ganze Reihe 
von Risiken in sich, die weitrei-
chende Maßnahmen erforderlich 
machen. Im ökologischen Bereich 
führt die Globalisierung  

- über die gestiegene Produktion 
zum Abbau von natürlichen Res-
sourcen 

- über die gestiegene Produktion 
zu mehr Abfällen und giftigen 
Substanzen (denn die Produkti-
onssteigerung ist höher als die 
Steigerung der Ökoeffizienz) 

- über mehr Produktion und vor 
allem den zunehmenden Verkehr 
(Mobilität) zu mehr Lärm, was der 
Gesundheit der Menschen scha-
det (die Gesundheit der Men-
schen wird hier als ökologischer 
Faktor verstanden).  

Im ökonomischen bzw. finanziel-
len Bereich führt sie  

- zu einer Zunahme der unglei-
chen Verteilung des Wohlstandes 
weltweit, in einzelnen Regionen 
und in vielen Ländern 

- zu einer Erhöhung des Schul-
denstands in vielen v.a. ärmeren 
Staaten 

- zu gegenseitigen und zudem oft 
einseitigen Abhängigkeiten. 

Im sozialen und kulturellen wer-
den beobachtet:  

- Verringerung der sozialen Stan-
dards in vielen Ländern 

- Vereinheitlichung der Lebens-
weisen 

- Verschwinden regionaler und 
lokaler Kulturen 

- Entstehen von Ablehnung und 
Hass gegen das dominante öko-
nomische Modell des Nordens 
und seine vielfältigen Begleiter-
scheinungen und seinen ökono-
mischen und militärischen Durch-
griff gegen viele, ökonomisch 
schwächere Kulturen.  

Das wohl größte Problem der 
Globalisierung ist die unterschied-
liche Verteilung des Wohlstands – 
sowohl weltweit als auch zwi-
schen und innerhalb einzelner 
Staaten. Diese Ungleichheit 
nimmt außerdem stetig zu.  

Um diese Risiken der Globalisie-
rung zu verhindern, ist die Schaf-

Arbeitskreis Globalisierung 

Globalisierung nachhaltig gestalten 
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fung von weltweiten und internati-
onalen Rahmenbedingungen not-
wendig. Unter dem Begriff der 
Global Governance sind einige 
Konzepte dafür entworfen worden. 
Über die beste Vorgehensweise 
besteht weltweit kein Konsens. 
Grob gesagt gibt es drei Positio-
nen: die amerikanische, die euro-
päische und die der ärmeren Län-
der. Während die Europäer auf 
der Metaebene (= wie soll die 
Welt aussehen?) über eine Wer-
teordnung für die Weltordnung 
und das Weltwirtschaftssystem 
diskutieren, kritisieren die ärmeren 
Länder die bestehenden internati-
onalen Organisationen des Welt-
wirtschaftssystems auf der Mak-
roebene (= das System der Global 
Governance als Ganzes) und wol-
len sich nicht weiter ausbeuten 
lassen, und die Amerikaner postu-
lieren, dass das von ihnen (und 
den Briten) nach dem 2. Weltkrieg 
geschaffene Weltwirtschaftssys-
tem und die globalen Wirtschafts-
organisationen funktionieren, je-
doch auf der Mikroebene (= ein-
zelne Teile der Global Governan-
ce, z.B. die WTO) ein paar An-
passungen notwendig sind. Eine 
wesentliche Annäherung dieser 
drei Positionen (vor allem der a-
merikanischen und der europäi-
schen) ist im Moment nicht ab-
sehbar.  

Es existieren mittlerweile haupt-
sächlich fünf Konzepte zu Global 
Governance: 

- Neoliberale Sicht: Entspricht im 
Wesentlichen dem Status quo 

- Commission on Global Gover-
nance: Globale Nachbarschaft 

- Gruppe von Lissabon: Die Gren-
zen der Wettbewerbsideologie  

- Institut für Entwicklung und Frie-
den (INEF): Rückgewinnung 
staatlicher Steuerungsfähigkeit  

- Global Society Dailogue der EU: 
Equity-Ansatz: Balance or De-
struction 

Das erste Konzept steht für die 
Position der USA. Die anderen 
Konzepte sind eher europäisch 
geprägt und beinhalten auch Posi-
tionen der ärmeren Staaten. 

2. Der Politiktest 

Eine lebenswerte und generatio-
nengerechte Zukunft wird nur 
durch stärkere globale Strukturen 
in der Politik möglich sein. An-
dernfalls besteht die Gefahr, dass 
die Prämisse der Gewinnmaximie-
rung der globalisierten Wirtschaft 
die weltweite Entwicklung dahin-
gehend prägt, dass Ressourcen 
ausgebeutet, die Umwelt ver-
schmutzt, der Schuldenstand 
steigt und die soziale Sicherheit 
durch Ungleichheit geschwächt 
wird. Die Verantwortung für zu-
künftige Generationen stellt in der 
aktuell kurzfristig angelegten Ma-
nagementplanung einen hem-
menden Faktor dar. Dagegen 
muss die Politik angehen und eine 
entsprechende Verantwortung zur 
Sicherung des Gemeinwohls in 
politische Rahmenbedingungen 
einbetten. Die heutige Generation 
sollte also auch aus Verantwor-
tung für die zukünftigen Generati-
onen ihre Stimme für globale 
Strukturen in der Politik erheben.  

Der Politiktest hat das Ziel zu ü-
berprüfen, ob die wichtigsten 
Punkte zur Vermeidung der Risi-
ken der Globalisierung in den 
Wahlprogrammen der Parteien 
enthalten sind und wenn ja, in 
welcher Ausprägung. Auch im 
Hinblick auf den WSSD (World 
Summit Sustainable Develop-
ment) in Johannesburg (Rio+10 
Konferenz) im Sommer 2002 soll-
te das Engagement unserer Par-
teien für eine nachhaltige Entwick-
lung im Hinblick auf die Globalisie-
rung eindeutig und stark sein. 

3. Vorschläge von Kriterien 
für den Test der Wahlpro-
gramme 

(Die Kriterien sind nach Wichtig-
keit geordnet.) 

1. Existiert ein Gesamtkonzept 
oder zumindest eine grundlegen-
de Position zu dem Problemkom-
plex nachhaltige Entwicklung – 
Globalisierung – Global Gover-
nance? 

2. Existiert ein Wertemodell zur 
Beseitigung der ungleichen bzw. 
ungerechten Verteilung des 
Wohlstands? Wir wollen im Rah-
men dieses Politiktests eine öko-

soziale Marktwirtschaft favorisie-
ren. 

3. Werden – wo notwendig – über 
die heute bereits bestehenden 
internationalen Rahmenbedingun-
gen hinausgehend weitere vorge-
schlagen? 

4. Sollen zusätzliche Mittel für die 
Beseitigung der Risiken und Ge-
fahren der Globalisierung bereit-
gestellt werden und wenn ja wie 
viele? 

5. Ist die Förderung des Ver-
ständnisses dieser elementaren 
Zusammenhänge des 21. Jahr-
hunderts für alle Bevölkerungs-
schichten vorgesehen und wenn 
ja wie? 

6. Sollen die bestehenden interna-
tionalen Organisationen gestärkt 
werden und wenn ja wie (z. B. 
Verbindlichkeit ihrer Vorschriften / 
Sanktionsmechanismen)? 

7. Ist eine stärkere Implementie-
rung der Zivilgesellschaft in politi-
sche Prozesse und deren Förde-
rung (auch finanzieller Art) vorge-
sehen? 

8. Wird eine bessere Vernetzung 
und bessere Zusammenarbeit der 
bereits bestehenden internationa-
len Organisationen angestrebt 
und wenn ja wie? 

9. Existiert ein Konzept über den 
Umgang mit der Fragilität von 
demokratischen und marktwirt-
schaftlichen Systemen (siehe Ter-
rorakt vom 11. September 2001) 
im Hinblick auf gewaltsame Sys-
temkritik? Hier ist vor allem an ein 
Sicherheitskonzept zu denken. 

10. Wird das Konzept der Genera-
tionengerechtigkeit im Hinblick auf 
die Risiken der Globalisierung und 
Global Governance berücksich-
tigt?  

 

Armin Frey 
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Eine Umgestaltung des gesamten 
Bildungssystems ist vor dem Hin-
tergrund der dramatischen globa-
len Veränderungen unumgänglich. 
Die heutigen Gesellschaften ha-
ben scheinbar unglaubliche Um-
brüche innerhalb kürzester Zeit-
spannen erlebt, die sich im fort-
schreitenden Übergang zur Infor-
mationsgesellschaft weiter fortset-
zen werden. Dies stellt völlig neue 
Anforderungen an die in diesem 
Wandel lebenden Menschen. Die 
Schlüsselkompetenz der Men-
schen in der beginnenden Infor-
mationsgesellschaft wird die Fä-
higkeit sein, die Masse des ver-
fügbaren Wissens zu sortieren, zu 
verarbeiten und in scheinbar 
fremden Bereichen anzuwenden. 
Sie werden zum lebenslangen 
Lernen gezwungen sein und sich 
nur dadurch mit der technologi-
sierten Welt arrangieren können. 
Dazu müssen sie über ein großes 
Fachwissen, vor allem aber über 
Orientierungs- und Methodenwis-
sen verfügen. Sie müssen in der 
Lage sein, sich in der sich immer 
weiter verändernden Welt zu-
rechtzufinden, mit den erlernten 
Methoden ständig neue Bereiche 
zu erschließen. Deshalb muss es 
Ziel der Bildungspolitik sein, mög-
lichst vielen Menschen nicht nur 
fachliche Qualifikationen sondern 
auch methodische Kompetenz, 
die Fähigkeit Wissen kritisch zu 
bewerten und anzuwenden, zu 
vermitteln. Nur mit dieser Grund-
lage kann gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Fortschritt weiter-
hin möglich sein. 

Das notwendige Umdenken muss 
schon bei der Zielgruppe von Bil-
dung und Ausbildung beginnen, 
denn das gängige Bild von Frauen 
und Männern, die nach ihrer Aus-
bildung oder ihrem Studium bis 
zur Rente in ein und demselben 
Beruf arbeiten werden, stimmt 
schon lange nicht mehr. Langsam 
wird diese Tatsache allgemein 
anerkannt, es ist von Patchwork-

Biographien die Rede, von not-
wendiger Flexibilität und Mobilität. 
Bei solch unsicheren Perspektiven 
ist es die elementare Aufgabe des 
staatlichen Bildungssystems, die 
Fähigkeit zu vermitteln, Lernen 
wirklich lernen zu können. Nur mit 
diesem Rüstzeug können sie die 
gewaltigen gesellschaftlichen und 
individuellen Herausforderungen 
bestehen. Die Verantwortung des 
Bildungssystems fängt nicht mehr 
in der Grundschule an und hört 
nicht mehr mit dem Berufsab-
schluss auf, sie beginnt bereits im 
vorschulischen Bereich und ist mit 
der Rente noch lange nicht been-
det. Für eine solche „Vorbereitung 
auf‘s Leben“ sind verschiedene 
Formen individueller Betreuung 
und Beratung notwendig. 

Schon vor der Einschulung ist 
eine viel stärkere Förderung 
sprachlicher Kompetenz dringend 
geboten, denn häufig mangelt es 
deutschen Kindern, genauso wie 
Kindern aus Migrantenfamilien, 
dramatisch an dieser grund-
legenden Qualifikation. Wegen 
der veränderten lebensweltlichen 
Realitäten in der Erziehung ist der 
Staat auch hier in der Pflicht. Zur 
Kompensation des Wegfalls von 
Erziehungszeiten durch die stär-
kere Beteiligung von Frauen an 
Erwerbsarbeit und den Trend zur 
Ein-Elternteil-Familie müssen end-
lich ausreichende Betreuungsan-
gebote geschaffen werden, die 
von der Kleinkinderbetreuung am 
Nachmittag und am Abend bis zu 
Angeboten wie gesunder Ernäh-
rung reichen. 

In der Grundschule sollten indivi-
duelle Betreuung und Förderung 
elementare Bestandteile des Un-
terrichts sein. Dazu gehören auch 
Mittags- und Nachmittagsangebo-
te wie zum Beispiel Hausaufga-
benbetreuung, Schulung von So-
zialkompetenzen durch Sport- und 
Musikangebote oder eine Hinfüh-
rung zur Medienkompetenz. 
Schon in den ersten Schuljahren 

sollten den SchülerInnen grundle-
gende Arbeitstechniken vermittelt 
werden, die über die reine Wis-
sensaneignung hinausgehen. In 
der weiteren Schulzeit ist eine 
Umgestaltung vom immer noch 
viel zu häufigen Frontalunterricht 
zu projektorientierten und fächer-
übergreifenden Unterrichtsformen 
notwendig, was eine Vorbereitung 
auf die spätere Notwendigkeit 
vernetzten Denkens und Arbei-
tens wäre.  

Die Schule hat neben der Vermitt-
lung des aktuellen Fachwissens 
die wichtige Aufgabe, den Schüle-
rInnen Methodenkompetenz und 
Kritikfähigkeit zu vermitteln und 
sie so auf das lebenslange Lernen 
vorzubereiten. Ein vorgegebener, 
festgelegter Ausbildungsweg ist 
im Hinblick auf die dramatischen 
Veränderungen der Arbeitswelt 
anachronistisch. Deshalb darf die 
Entscheidung für eine bestimmte 
Schulform, die zumeist von Eltern 
und LehrerInnen fremdbestimmt 
wird, nicht zu einer Einbahnstraße 
werden. Durch eine verstärkte 
Kooperation der Schulen und ge-
eignete Förderangebote sollte 
eine deutlich höhere Durchlässig-
keit geschaffen werden. Die Auf-
teilung in drei oder sogar vier un-
verbunden nebeneinanderstehen-
den Schulformen ist vor dem Hin-
tergrund des zukünftig notwendi-
gen hohen Bildungsgrades in der 
high-tech-dominierten Informati-
onsgesellschaft nicht sinnvoll. Im 
Interesse der individuellen Ent-
wicklung, die immer auch von 
wirtschaftlichem und gesellschaft-
lichem Interesse ist, sollten jedem 
Schüler und jeder Schülerin in 
jeder Entwicklungsphase best-
mögliche Chancen eingeräumt 
werden. Ein unproblematischer 
Wechsel zwischen den Schulfor-
men sollte also für alle SchülerIn-
nen möglich sein. 

Nach der Vermittlung der Grund-
lagenkompetenzen sollten die 
weiteren Bildungs- und Ausbil-
dungsangebote die Methoden-
kompetenz und die inhaltliche 
Qualifikation in den gewählten 
Bereichen des Berufs oder des 
Studiums weiter fördern. Der 
Schwerpunkt in der Berufsausbil-
dung muss zwar die Vermittlung 
der für den gewählten Beruf not-
wendigen Arbeitstechniken sein, 
dabei darf allerdings die Fähigkeit 
der Menschen, neue Bereiche 
erschließen zu können, um flexi-
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bel auf neue Anforderungen rea-
gieren zu können, nicht zu kurz 
kommen.  

Etwas anders sieht die Situation 
an den Hochschulen aus, denn 
entgegen der von VertreterInnen 
aus Politik und Wirtschaft ständig 
wiederholten Forderung nach 
mehr Praxisbezug kann dies nicht 
die einzige Anforderung an ein 
Studium sein. Neben dieser legi-
timen Forderung darf auch die 
wissenschaftliche Ausrichtung 
nicht vergessen werden. Die be-
stehende Vernachlässigung der 
Praxis darf nicht durch eine Ver-
nachlässigung der Theorie abge-
löst werden. Vielmehr ist eine 
sinnvolle Verbindung nötig, die 
beiden Ansprüchen gerecht wird. 
Auch in diesem Fall kann die 
Stärkung der Methodenkompe-
tenz eine Richtung aufzeigen. 
Wissenschaftlich ausgebildete 
Menschen sind in der Wirtschaft 
vor allem wegen ihres Abstrakti-
onsvermögens und ihrer analyti-
schen Kompetenz gefragt, die 
vom konkreten Thema nicht ent-
scheidend abhängt. Diese 
Schlüsselkompetenz zu erhalten 
und weiter zu verbessern muss 
Aufgabe einer Hochschulreform 
sein, die diesen Namen verdient. 
Im Spannungsfeld der Ansprüche 
an ein Studium zwischen den Po-
len grenzenloser Flexibilität und 
fundierter wissenschaftlicher Aus-
bildung erscheint eine Änderung 
der Studienstruktur in ein modula-
res System sinnvoll, das mit den 
üblichen Reformvorstellungen 
zwar den Namen, nicht aber die 
Inhalte gemeinsam haben kann.  

Gegen eine konsekutive Studien-
struktur mit einem Grundlagen-
studium (Bachelor) und einer wis-
senschaftlichen Vertiefung (Mas-
ter) als Ersatz für die heutigen 
Diplom- und Magisterstudiengän-
ge spricht wenig. Vielmehr hilft ein 
Abschluss vor dem eigentlichen 
Examen den Studierenden, die - 
aus welchen Gründen auch immer 
- vorzeitig aus dem Studium aus-
scheiden. Dabei muss aber immer 
klar sein, dass der Regelab-
schluss der Master ist. Eine Ver-
knappung der Studienplätze auf 
eine Leistungs- oder Finanzelite 
kann aus politischen und wirt-
schaftlichen Gründen nicht im 
Interesse der Gesellschaft liegen. 
Dies bedeutet auch, dass die Stu-
dienförderung nach dem BAföG 

im Regelfall bis zum Master ge-
währt wird.  

Vor dem Hintergrund der verän-
derten beruflichen Anforderungen 
und der Notwendigkeit lebenslan-
gen Lernens sollten wirklich alle 
qualifiziert Ausgebildeten Zugang 
zu einem Bachelor-Studiengang 
haben, sowohl über das Abitur, 
die Fachhochschulreife mit einem 
geeigneten betreuten Praktikum, 
aber eben auch über eine abge-
schlossene Berufsausbildung. 
Weiter ist ein unkomplizierter Ü-
bergang zwischen Fachhochschu-
len und Universitäten notwendig. 
Es gibt keinen vernünftigen Grund 
dafür, dass ein Abiturient mit den 
Leistungskursen Deutsch und 
Geschichte Elektrotechnik studie-
ren darf, eine Elektronikerin nach 
dreijähriger Ausbildung aber in der 
Regel nicht, oder dass eine Fach-
hochschulabsolventin nicht wie 
ein Universitätsabsolvent prob-
lemlos promovieren darf. Dies 
zementiert ein starres und hierar-
chisches System und hemmt In-
novationen. Eine Einschränkung 
des Zugangs zu universitären 
Studiengängen auf das Abitur 
geht an den veränderten Bedin-
gungen der Informationsgesell-
schaft vorbei. Gerade im Bil-
dungsbereich muss die so oft ge-
forderte Flexibilität möglich sein. 
Nach einem Bachelor-Abschluss 
sollte deshalb auch immer die 
Möglichkeit zu einem Master-
Studiengang möglich sein, entwe-
der sofort im Anschluss oder nach 
einer Phase der Berufstätigkeit. 
Neben die Möglichkeit des Mas-
ter-Abschlusses müssen aber 
auch deutlich verbesserte Ange-
bote der beruflichen Weiterbildung 
treten, die in der Regel gebühren-
frei sein sollten.  

Damit aus den vielen Reformüber-
legungen aber eine wirkliche Stu-
dienstrukturreform werden kann, 
die eben nicht den Kollaps des 
Wissenschafts- und Hochschul-
systems durch drastische Mittel-
kürzungen bedeutet, sind mehrere 
Rahmenbedingungen unbedingt 
notwendig. So müssen die Hoch-
schulen eine ausreichende Fi-
nanzausstattung haben, um eine 
bessere Betreuung in kleineren 
Studiengruppen zu ermöglichen. 
Nur durch eine bessere Betreuung 
und eine angemessene Sachaus-
stattung ist ein Studium in der 
vorgesehenen Zeit möglich. Wei-
ter ist es für das Gelingen der 

Reform unumgänglich, dass ein 
differenziertes Studienangebot für 
die Wahlbereiche vorhanden ist. 

Insgesamt ist die Studienstruktur-
reform mit konsekutiven Studien-
gängen möglich und könnte für 
die Studierenden mehrere Ver-
besserungen bedeuten. Dies be-
deutet aber auch, dass die Politik 
eine gro-ße Verantwortung über-
nehmen muss, die sich nicht de-
regulieren lässt. Wichtig ist vor 
allem, dass die Schul-, Berufs- 
und Hochschulbildung auf die 
Herausforderungen der Informati-
onsgesellschaft vorbereitet und 
die Grundlage für das so nötige 
lebenslange Lernen schafft. Dies 
ist die zentrale Aufgabe, der sich 
die Bildungspolitik zu stellen hat. 

Forderungen an eine genera-
tionengerechte Bildungspo-
litik 

1. Mehr Geld für Bildung:  
Das Bildungssystem in Deutsch-
land ist seit Jahren chronisch un-
terfinanziert, obwohl die Parteien 
immer wieder die zentrale Rolle 
von Bildung für die Zukunft von 
Wirt-schaft und Gesellschaft beto-
nen. Nur ein leistungsfähiges Bil-
dungssystem ist in der Lage, der 
Forderung nach gesellschaftli-
chem und wirtschaftlichem Fort-
schritt gerecht zu werden. Des-
halb ist eine Anhebung der Mittel 
für die Bildung mindestens auf 
den Durchschnitt der Industrielän-
der unumgänglich. 

2. Mehr Chancengleichheit: 
Die PISA-Studie, aber auch die 
regelmäßigen Studien des Deut-
schen Studentenwerks belegen 
deutlich den sehr hohen Selekti-
onsgrad des deutschen Bildungs-
systems. Breite Teile der Bevölke-
rung bleiben so von höherer Bil-
dung und damit sozialen Gestal-
tungsmöglichkeiten ausgeschlos-
sen. Es ist gemeinsame Aufgabe 
von Staat, Markt und Gesell-
schaft, allen jungen Menschen 
Perspektiven zu bieten, weshalb 
die Selektionsrate deutlich redu-
ziert werden muss. 

3. Soziale Absicherung des 
Lernens: 
In einem schleichenden Prozess 
werden die Bildungskosten immer 
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weiter privatisiert, was den Zu-
gang zu Bildung von der individu-
ellen sozialen Herkunft abhängig 
macht. Hier ist der Staat in der 
Pflicht, die soziale Absicherung 
von Lernenden zu garantieren. 
Dazu sind eine grundlegende BA-
föG-Reform sowie die Ausweitung 
der Leistungen auf Schüler und 
Arbeitnehmer in Weiterbildungs-
phasen nötig. 

4. Mehr Demokratie: 
Eine demokratische Gesellschaft 
ist auf die Kritikfähigkeit der Men-
schen angewiesen. Dieses Ziel ist 
nur durch eine hohe Bildungsbe-
teiligung zu erreichen. Auch in 
den Bildungsinstitutionen ist des-
halb eine Ausweitung der 
Mitbestimmungsrechte sinnvoll. 
Eine ständische 
Binnenorganisation ist 
undemokratisch und zementiert 
ineffiziente Strukturen und Vet-
ternwirtschaft. 
5. Bessere Integration: 
Das Bildungssystem ist eine wich-
tige Institution zur individuellen 
Förderung und Integration. Des-
halb sind mehr finanzielle Mittel 
zur aktiven Förderung von Frau-
en, Behinderten und Migranten 
sowie aller anderen gesellschaft-
lich und sozial benachteiligten 
Gruppen bereitzustellen. Auch 
strukturelle Benachteiligungen 
durch Gesetze und Verordnungen 
müssen aufgehoben werden. 

6. Vernetzung der Politikfel-
der: 
In einer komplexen modernen 
Gesellschaft können Politikfelder 
nicht länger isoliert betrachtet 
werden, da verschiedenste Wech-
selbeziehungen bestehen. Des-
halb ist eine inhaltliche Vernet-
zung mindestens von Bildungs-, 
Sozial-, Wirtschafts- und Famili-
enpolitik unumgänglich. Vor dem 
Hintergrund der Notwendigkeit 
lebenslangen Lernens ist auch die 
Entwicklung eines tragfähigen 
Konzeptes für eine gesellschaft-
lich und wirtschaftlich sinnvolle 
umfassende Bildungsreform not-
wendig. Dies kann nur auf der 
Grundlage eines breiten gesell-
schaftlichen Konsenses gesche-
hen. 

7. Lehrplanrevision: 

Die Bildungsinstitutionen bilden 
häufig an den veränderten wirt-
schaftlichen und gesellschaftli-
chen Anforderungen vorbei aus. 
Deshalb ist eine Neukonzeption 
der Lehrpläne an den Schulen 
und Hochschulen aber auch in der 
Berufsausbildung dringend gebo-
ten. Nur eine Neuformulierung mit 
einem stärkeren Praxisbezug und 
veränderten Lehr- und Lernformen 
kann dieses Problem lösen helfen. 

 

 

Ulf Banscherus 
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I. Die Fakten 

1. Entwicklung der Staats-
verschuldung seit den 60er 
Jahren 
In den Zeiten des Deutschen 
Wirtschaftswunders war die Welt 
noch in Ordnung. Die Wirtschaft 
wuchs mit zweistelligen Raten und 
der damalige Finanzminister Fritz 
Schäffer freute sich über Haus-
haltsüberschüsse. Bis in die Mitte 
der sechziger Jahre war die 
Schuldenlast von Bund, Ländern 
und Gemeinden auf nicht einmal 
100 Mrd. Mark angestiegen. Mit 
dem Wachstum des Sozialstaa-
tes, der Umverteilung und der 
Bürokratie wuchsen jedoch auch 
die Schulden immer stärker. Dazu 
kam noch die Deutsche Einheit, 
die ebenfalls ihre Wirkung im 
Staatshaushalt zeigte und noch 
immer zeigt. Je stärker der Staat 
seine Aktivitäten ausweitete, des-
to größer wurden sein fiskalischer 
Appetit und auch die Staatsver-
schuldung.  

2. Derzeitiger Schuldenstand 
Bund, Länder und Gemeinden 
haben einen Schuldenberg in Hö-
he von 1,2 Bio. Euro angehäuft. 
Die Schuldenquote beläuft sich 
auf knapp 60%. Dies macht sich 
auch u.a. dadurch bemerkbar, 
dass die Zinszahlungen des Bun-
des im Jahr 2001 ca. 16% des 
Bundeshaushaltes ausmachen. 
Auf Grund der Verschuldung hätte 
Deutschland beinahe einen „blau-
en Brief“ aus Brüssel bekommen. 

3. Die Staatsquote 
1960 betrug die Staatsquote 32%. 
Seit Mitte der siebziger Jahre be-
wegt sie sich zwischen 48% und 
50%. Einerseits erklärt dies die 
immer weiter steigende Steuer-
last, bzw. das hohe Abgabenni-
veau. Anderseits lässt sich daran 
ablesen, wofür der Staat Mittel 

verwendet. Die Staatsquote misst 
den Anteil von: 

- Staatsausgaben im eigentlichen 
Sinne („Staatsverbrauch“) und 
Investitionen des Staates 

- Umverteilungsleistungen (Trans-
ferzahlungen und Subventionen) 

- Zinsaufwand 

im Verhältnis zum BIP.  

Dadurch wird deutlich, dass der 
Staat sich nicht nur seinen Kern-
Aufgaben widmet – die Definition 
des ordnungspolitischen Rah-
mens und die Bereitstellung von 
öffentlichen Gütern –, sondern in 
immer größerem Maße die ver-
schiedensten Aufgaben an sich 
gezogen und in Wirtschaft und 
Gesellschaft eingegriffen hat. Das 
Problem der Staatsverschuldung 
ist also untrennbar mit der Rolle 
des Staates in der Gesellschaft 
verknüpft. 

Es gibt zwar keine „Formel“ zur 
Berechnung einer „optimalen“ 
Staatsquote, jedoch ist sich die 
Fachwelt weitgehend einig, dass 
die derzeitige Staatsquote zu 
hoch ist. Eine deutliche Senkung 
in Richtung 40% ist angeraten.  

4. Implizite Staatsverschul-
dung 
Weiterhin ist zu bedenken, dass in 
den gesetzlichen Alterssiche-
rungssystemen eine erhebliche 
Verschuldung in Form von Ver-
sorgungsansprüchen „versteckt“ 
ist. Das künftige BSP ist in weit 
höherem Maße schon vorweg 
verteilt als dies in der Höhe der 
Staatsschuld zum Ausdruck 
kommt. Es existieren verschiede-
ne Berechnungen über die Höhe 
des Barwertes dieser Verpflich-
tungen. Allein die implizite Staats-
schuld aus den heute bereits auf-
gebauten Anwartschaften der 
Rentenversicherung beträgt 5 bis 
6 Bio. Euro, das ist mehr als das 
gesamte Anlagevermögen der 

Bundesrepublik und ein vielfaches 
der offen ausgewiesenen Staats-
schuld von 1,2 Bio. Euro.  

II. Das Dilemma der Politik 

Der vorangegangene Abschnitt 
macht das Dilemma der Politik 
deutlich: Bei schon sehr hohem 
Gesamtverschuldungsgrad bean-
sprucht der Staat in Form von 
Steuern und Abgaben einen gro-
ßen Teil des BIPs zur Produktion 
von öffentlichen Gütern, für Inves-
tition, für Umverteilung und Zin-
sen. Soll die Staatsverschuldung 
gesenkt werden, muss einer der 
genannten Posten zugunsten von 
Tilgungszahlungen gekürzt wer-
den. Dem stehen aus Politiker-
Sicht jeweils gute Gründe entge-
gen: 

Staatsausgaben 
Die Minderung der Staatsausga-
ben wäre entweder durch die Be-
reitstellung von weniger öffentli-
chen Gütern, oder durch Ein-
schnitte in den Verwaltungsappa-
rat möglich.Beides führt potentiell 
zu Verlust von Wählerstimmen. 

Investitionen 
Dies Senkung von Investitionen 
hätte negative Auswirkungen auf 
die Konjunktur und die Minderung 
zukünftiger Einnahmen (Steuer-
zahlungen) zur Folge. 

Subventionen und Transfer-
zahlungen 
Die Minderung dieser Posten be-
deutet potentiell einen großen 
Verlust von Wählerstimmen. 

Zinszahlungen 

Das Aussetzen von Zinszahlung 
ist schlicht unmöglich. 

III. Argumente gegen Staats-
verschuldung 

1. Hemmung des Wachs-
tums und der Beschäftigung 
Ständig steigende Staatsver-
schuldung wirkt sowohl zinsstei-
gernd als auch wachstumshem-
mend. 

2. Die Schuldenfalle 
Die Praxis zeigt, dass die Staats-
verschuldung ständig und schnel-
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ler als die Wirtschaftsleistung 
steigt. Dementsprechend steigen 
die Zinszahlungen, welche wie-
derum die Schuldenquote erhö-
hen. Somit erhöhen alleine die 
Zinszahlungen die Schuldenquo-
te. 

3. Selbstverstärkung 
Einerseits wirkt die ständig stei-
gende Staatsverschuldung wachs-
tumshemmend andererseits erhö-
hen alleine die Zinszahlungen die 
Schuldenquote. In Summe resul-
tiert dies in einem Selbst-
Verstärkungseffekt. 

IV. Vermeintliche Argumente 
für Staatsverschuldung 

1. Deficit Spending 
Viele Interessengruppen und Poli-
tiker begründen höhere Ausgaben 
bzw. Nettoneuverschuldung mit 
dem Hinweis auf das keynes-
ianische „Deficit Spending“. Dies 
erlaubt, dass der Staat sich ver-
schuldet, um durch höhere Staats-
ausgaben fehlende private Nach-
frage auszugleichen und somit 
eine Rezession zu vermeiden. 
Dieses Argument hält jedoch einer 
kritischen Überprüfung nicht 
stand:  

In der Praxis  

- wurde die Verschuldung nie – 
wie von Keynes vorgesehen – in 
Boom-Phasen zurückgeführt, 

- lag bei Erhöhung der Staats-
ausgaben oft keine durch fehlen-
de Nachfrage verursachte Rezes-
sion vor, bzw. erhöhte der Staat 
seine Ausgaben auch in Boom-
phasen, 

- ist selbst eine Grobsteuerung – 
geschweige denn eine Fein-
steuerung – der Konjunktur ex-
trem schwierig. 

2. Kreditaufnahme für Inves-
titionen 
Weiterhin erlaubt Art. 115 GG 
eine Kreditaufnahme in Höhe von 
Ausgaben für Investitionen. Je-
doch ist eine gesetzliche Rege-
lung nicht mit einer fundierten 
Begründung des konkreten Ein-
zelfalles gleichzusetzen und sorgt 
nicht für einen sinnvollen Umgang 
mit Neuverschuldung. Im Gegen-
satz zu Unternehmen des privaten 

Sektors, die die Vorteilhaftigkeit 
von Investitionen durch entspre-
chende Investitionsrechnungen 
überprüfen, herrscht im öffentli-
chen Bereich weitgehend Intrans-
parenz. Ohne transparenten 
Nachweis, welche Einnahmen 
durch Investitionen generiert wer-
den, muss dieses Argument kri-
tisch hinterfragt werden.  

Weiterhin zieht Art. 115 GG nicht 
die konkrete Höhe der Staatsver-
schuldung bzw. Staatsquote in 
Betracht. Es ist jedoch ein Unter-
schied, ob ein Land mit einer nied-
rigen Staatsquote (und niedriger 
Zinsbelastung) oder ein Land mit 
einer hohen Staatsquote (und 
hoher Zinsbelastung) eine Kredit-
summe X für Investitionen auf-
nimmt. In Land A mit niedriger 
Staatsquote mag dies sinnvoll 
sein. In Land B – z.B. Deutsch-
land - mit hoher Staatsquote, ho-
her Verschuldung und hoher Zins-
belastung stellt sich die Frage, 
warum nicht ein größerer Teil – 
der im Vergleich zu Land A - deut-
lich höheren Einnahmen für die 
Investitionen verwendet werden. 
Die „Erlaubnis“ zur Verschuldung 
für Investitionen müsste folglich 
an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft sein.  

V. Was bedeutet die Staats-
verschuldung für die Zu-
kunft? 

Die Staatsverschuldung hinter-
lässt eine immer schwerere Last 
für zukünftige Generationen. Da 
wir derzeit weit davon entfernt 
sind, die Neuverschuldung auf 
Null zu senken, geschweige denn 
die Gesamtschulden zu senken, 
werden die Steuerzahlungen zu-
künftiger Generationen zu mehr 
als die heutigen 16 Prozent des 
Bundeshaushaltes für Zinszah-
lungen verwendet werden, bzw. 
mit weiteren Steuererhöhungen 
belastet werden. Zukünftige Ge-
nerationen werden also Konsum 
und Umverteilung von heute mit-
bezahlen müssen. Die derzeitige 
Entwicklung ist durchaus mit ei-
nem „Kettenbrief“ zu vergleichen. 
Bei Kettenbriefen hat der letzte 
Teilnehmer das Nachsehen. Die 
Teilnahme an Kettenbriefsys-
temen ist freiwillig – die Teilnahme 
beim Steuerzahlen jedoch nicht.  

Verschärfend kommt die demo-
grafische Entwicklung hinzu. 

Deutschland – und so gut wie alle 
entwickelten Länder – verzeich-
nen eine deutliche Schrumpfung 
der Bevölkerung. D.h., sofern der 
Schuldenstand nicht zurückge-
führt wird, steigt automatisch die 
Pro-Kopf-Verschuldung. Hinzu 
kommt, dass die Zinszahlungen 
und der Schuldenabbau von einer 
schrumpfenden Bevölkerung ge-
tragen werden müssen. Da das 
BIP eines Landes auch eine Funk-
tion der Erwerbspersonen ist, wird 
das BIP in den nächsten Jahr-
zehnten zwangsläufig schrumpfen 
und automatisch ein umso höhe-
rer Teil des BIP für Zinszahlungen 
und Schuldenreduktion verwendet 
werden.  

Der minimale finanzielle Spiel-
raum des Staates riskiert die Zu-
kunftsfähigkeit des Staates: An-
statt den Strukturwandel bzw. den 
Aufbau von innovativen Brachen 
stärker zu fördern, erhält der Staat 
jedoch sterbende Branchen über 
Jahrzehnte künstlich am Leben.  

Angesichts von steigendem inter-
nationalem Wettbewerb mit auf-
strebenden Ländern wie z.B. Chi-
na, muss deutlich mehr in For-
schung und Bildung investiert 
werden. Deutschland wird auf 
dem Weltmarkt nur Chancen mit 
innovativen Produkten haben. Zur 
Zeit riskiert Deutschland jedoch, 
dass es für zukünftige Generatio-
nen zu wenige Arbeitsplätze in 
innovativen Branchen geben wird, 
und dass es aus Unternehmens-
sicht zu wenig qualifiziertes Per-
sonal gibt. Womit sich das Prob-
lem jedoch nicht von selbst auf-
gehoben hätte … 

Die Lösung ist im Grunde recht 
einfach: Es muss für den Staat 
zum obersten Prinzip werden, nur 
noch das auszugeben, was er 
vorher eingenommen hat. Damit 
Deutschland in Zukunft Hand-
lungs- und Wettbewerbsfähig 
bleibt, muss die Gesamtverschul-
dung gesenkt werden. Staatliche 
Transferzahlungen müssen ge-
senkt werden zugunsten von In-
vestitionen in Bildung und For-
schung.  

staatsverschuldung 



 

 Politiktest 2002 18 

Forderungen an eine genera-
tionengerechte Finanzpolitik 

1. Explizite Nennung zukünf-
tiger Generationen: 
Die Nennung zukünftiger Gene-
rationen im Zusammenhang mit 
den Staatsfinanzen ist die grund-
legende Voraussetzung, um das 
Bewusstsein für die Problematik 
zu erhöhen. 

2. Senkung der Neuverschul-
dung auf null innerhalb von 
drei Jahren: 
Die Senkung der Netto-Neu-
verschuldung ist aus den disku-
tierten Gründen absolut unerläss-
lich und stellt die Kernforderung 
dar. 

3. Rückführung der Staats-
verschuldung: 
Um einer auf Grund der demogra-
fischen Entwicklung zwangs-
läufigen steigenden Pro-Kopf-Ver-
schuldung zu begegnen, fordern 
wir die Rückführung der Gesamt-
verschuldung. 

4. Benennung von Maßnah-
men zur Senkung der Aus-
gaben: 
Die bloße Bekenntnis zur Sen-
kung der (Neu-)Verschuldung 
reicht nicht aus und ist nicht 
glaubwürdig, solange nicht plausi-
bel dargelegt wird, wie dieses Ziel 
zu erreichen ist. 

5. Subventionsabbau: 
Der Missbrauch von Ressourcen 
zu Lasten der Allgemeinheit und 
zukünftiger Generationen muss 
schnellstmöglich reduziert wer-
den. 

6. Abbau von Transferzah-
lungen: 
Angesichts der Haushaltssituation 
muss der Staat – in diesem Fall 
insbesondere auch Länder und 
Gemeinden – restriktiver mit 
Transferzahlungen umgehen. 
Transferzahlungen sind zeitlich 
und in ihrer Höhe zu begrenzen 
und verstärkt mit Bedingungen zu 
verknüpfen. 

7. Reform der öffentlichen 
Verwaltung: 

Die öffentlichen Verwaltungen 
sind in vielen Fällen zu großzügig 
dimensioniert. Außerdem existie-
ren weder ausreichend Kontroll-
mechanismen um die Ver-
schwendung von Mitteln zu ver-
hindern, noch aussagekräftige 
Rechnungswesen. 

8. Schließen von Steuer-
schlupflöchern: 
Die Reform des Steuersystems ist 
eine eigene Thematik. Dennoch 
wird auch an dieser Stelle gefor-
dert, das Steuersystem derart zu 
ändern, dass „Schlupflöcher“ ge-
schlossen werden. 

9. Einführung einer Genera-
tionenbilanz: 
Um eine transparente Entschei-
dungsbasis für politische Ent-
scheidungen zu schaffen, fordern 
wir die Verwendung der Generati-
onenbilanzierung als Bestandteil 
von Regierungsberichten. 

10. Einrichtung eines Stabi-
lisierungsfonds: 
Mit diesem Fonds sollen in wirt-
schaftlichen Flauten Investi-tionen 
und Konsum angeregt werden, in  
Konjunkturhochs wird er wieder 
gefüllt. Um Missbrauch zu ver-
meiden, ist seine Handhabung im 
Stabilitätsgesetz von 1967 festzu-
schreiben. 

 

 

Ulf Kurz 
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Eine generationengerechte Ge-
sellschaft erfordert, dass Kinder 
und Jugendliche als eigenständi-
ge Träger von Rechten angese-
hen werden. Kinderrechte bedeu-
ten in dieser Hinsicht nicht von 
Elternrechten abgeleitete Rechte, 
aber auch nicht unbedingt Rechte 
gegen die Eltern, sondern zu-
nächst, dass Kinder als gleichbe-
rechtigte Bürger angesehen wer-
den.  

Um klarzustellen: Wir fordern kei-
ne Gesellschaft, in der Kinder 
regelmäßig ihre Eltern wegen 
vermeintlicher Pflichtverletzung 
anklagen, sondern wünschen uns 
eine Stimmung, die solche Klagen 
überflüssig macht. Das bedeutet 
unter anderem, dass das Züchti-
gungsrecht der Eltern, welches wir 
als eine der eklatantesten Verlet-
zungen der Menschenwürde von 
Kindern ansehen, im Einklang mit 
dieser reduziert oder abgeschafft 
wird. Nicht nur ein der Schule, 
sondern auch in der Familie sollte 
Erziehung kein Grund bedeuten, 
von den Rechten und der Würde 
eines jeden Kindes Abstriche zu 
machen. Auch wenn die gegen-
wärtige Bundesregierung das 
Züchtigungsrecht de jure aufge-
hoben hat, so bleibt es dennoch 
de facto weiter bestehen, da „Ohr-
feigen“ und „der Klaps auf den 
Hintern“ (wie elterliche Gewalt 
gegen Kinder verharmlosend ge-
nannt wird) weiterhin straffrei blei-
ben.  

Kinder haben Anspruch auf den 
Schutz ihrer Menschenrechte, 
unter sowohl der Europäischen 
Menschenrechtskonvention als 
auch besonders unter der Kinder-
rechtskonvention der Vereinten 
Nationen. Diese Rechte müssen 
von der Gesellschaft und vom 
Staat akzeptiert werden; werden 
sie verletzt, darf dies nur unter 
dem rechtsstaatlichen Prinzip der 
Verhältnismäßigkeit geschehen. 
Skandalös ist die Tatsache, dass 
die Bundesregierung die Vorbe-
halte gegen die UN-Kinderrechts-

konvention, welche die Vorgän-
gerregierung erklärt hatte, immer 
noch nicht zurückgenommen hat. 

Im Verhältnis zum Staat sollte das 
Kind mit steigender Entwicklung 
seiner Kompetenzen als Bürger in 
das politische Leben eingebunden 
werden. Dabei ist das Wahlrecht 
für alle nur ein Lösungsvorschlag: 
Kindgerechter erscheinen andere 
Formen des Teilhabens, wie zum 
Beispiel Kinder- und Jugend-
parlamente oder -foren, oder ein 
ständiger Kinder- und Jugendbei-
rat zu den jeweiligen Landtagen 
und dem Bundestag. Es ist offen-
sichtlich ungerecht, eine so große 
und für die Zukunft unserer Ge-
sellschaft so wichtige Gruppe wie 
alle unter-18-Jährigen so weitge-
hend wie heute aus dem politi-
schen Leben auszuschließen. Es 
sind schließlich nicht die heutigen 
Entscheidungsträger, die mit den 
Konsequenzen dieser Entschei-
dungen in den nächsten sechzig, 
siebzig Jahren leben müssen, 
sondern es ist die heute junge 
Generation. Diese sollte schon 
allein aus diesem Grund ein Mit-
spracherecht erhalten.  

In einer demokratischen Gesell-
schaft, in der „alle Staatsgewalt 
vom Volke“ ausgeht, erscheint 
das Ausschließen der Jugend als 
willkürlich und vielen als überholt. 
Es ist ein bekanntes Dilemma von 
festen Regeln und daher eines 
jeden Rechtssystems, dass an 
gewissen Punkten künstliche Un-
terscheidungen gemacht werden 
müssen. Das bedeutet aber nicht, 
dass diese Unterscheidungen, 
hier zwischen einem 17-Jährigen 
und einem 18-Jaehrigen, nicht 
hinterfragt werden können.  

Doch ist es sinnvoll, allen Bür-
gern, egal welchen Alters, das 
Wahlrecht zu geben? Theoretisch 
wäre es zu fordern, sollten Kinder 
und Jugendliche als gleichberech-
tigte Bürger gelten. Wer allerdings 
Kinder und Jugendliche wirklich 
ernst nehmen will, was wohl auch 

ein richtungsweisendes Zeichen 
setzen könnte in Zeiten, in denen 
die Politik- bzw. Politikerverdros-
senheit der Jugend immer wieder 
beklagt wird, muss überlegen, wie 
man die Beteiligung der jungen 
Generation fördern kann, ohne sie 
zu überfordern. Dies sollte jen-
seits ideologischer Kämpfe auf 
einer pragmatischen und an-
wendbaren Basis geschehen. Es 
muss demnach Rücksicht ge-
nommen werden auf die Bedürf-
nisse und Fähigkeiten des Kindes.  

Einerseits müssen Kinder und 
Jugendliche mehr Gelegenheit 
bekommen, frei ihre Meinung zu 
bilden und dann ihre Interessen 
auch zu äußern. Dies geschieht in 
sehr eingeschränktem und durch-
aus ausbaufähigem Rahmen in 
Schülervertretungen und in den 
noch viel zu raren und unbeachte-
ten Kinder- und Jugendparlamen-
ten. Andererseits müssen auch 
diese Kinder, die ihre Interessen 
noch nicht äußern können, oder 
zumindest nicht allgemein und 
abstrakt genug, um in den derzei-
tigen politischen Diskurs zu pas-
sen, beachtet werden. Es mag 
utopisch anmuten, auch Kinder-
gartenkinder in das Gesetzge-
bungsverfahren einzubinden. Re-
alistisch muss aber die Forderung 
sein, dass bei Budgetentschei-
dungen die Interessen aller Bür-
ger beachtet werden. 

Es ist dabei interessant, auf eine 
Studie des Familienministeriums 
hinzuweisen, die bestätigt, dass 
die Anzahl an Betreuungs-
angeboten für Kinder in Deutsch-
land bei weitem nicht bedarfsde-
ckend ist (zumindest in den alten 
Bundesländern). Das ist Besorg-
nis erregend, besonders in Hin-
sicht auf die Tatsache, dass das 
Fehlen von Betreuungsmöglich-
keiten viele Mütter davon abhält, 
einen Beruf auszuüben. Dies gilt 
besonders für ohnehin schon ein-
kommensschwache Familien, die 
es sich nicht leisten können, eine 
Tagesmutter oder ein Kindermäd-
chen zu bezahlen. Das wiederum 
hat Folgen für das wirtschaftliche 
Wohlergehen der Familie und der 
Kinder, gerade in den für die Ent-
wicklung so wichtigen frühen Jah-
ren. Eine solche Politik kann kaum 
kinderfreundlich oder gereratio-
nengerecht genannt werden.  

Im Einklang mit den Bedürfnissen 
und Fähigkeiten von Kindern und 
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Jugendlichen, und dem anerkann-
ten Ziel, die jüngere Generation 
deutlich stärker als bisher in politi-
sche Entscheidungsfindungspro-
zesse einzubinden, fordern wir 
daher eine Herabsetzung des 
Alters zum aktiven Wahlrecht auf 
16 Jahre bundesweit (passiv ist 
erst ab 18 praktikabel) sowie eine 
verstärkte Interessenvertretung für 
Jugendliche auf Kommunal-, Län-
der- und Bundesebene. Kinder ab 
dem Eintritt in die weiterführende 
Schule wählen dabei Vertreter aus 
den eigenen Reihen, die sich in 
Kinder- und Jugendparlamenten 
organisieren und deren Meinung 
einen festen Platz in den korres-
pondierenden „großen“ Parlamen-
ten bekommt.  

Jüngere Kinder sehen ihre Inte-
ressen in einem „Kinderbeirat“ zu 
den Parlamenten vertreten, deren 
Meinung angefordert werden 
muss und in dem sowohl ältere 
Kinder als auch Pädagogen (Kin-
dergärtnerinnen, Erzieher, Eltern) 
und sonstige interessierte und 
qualifizierte Persönlichkeiten beru-
fen werden. Somit kann ein weit-
aus gezielterer Einfluss genom-
men werden als nur durch die 
Stimmabgabe alle vier Jahre.  

Der oben genannte Vorschlag ist 
natürlich nur einer von vielen; 
auch die Anwälte des Wahlrechts 
für alle haben einige gute Argu-
mente. Wichtig ist uns aber vor 
allem, dass Kinder in der Politk 
eine größere Rolle spielen. Dabei 
sehen wir es nicht als notwendig, 
dafür die Interessen z.B. der 
Rentner zu verdrängen, und aner-
kennen das potenzielle Demokra-
tiedefizit, das durch ein Beirats-
system entstehen könnte. So lan-
ge aber Kinder und Jugendliche in 
der Politk nicht ernstgenommen 
werden, müssen ihre Interessen 
auf solche Weise kommuniziert 
und durchgesetzt werden.  

Der Arbeitskreis Kinderrechte wird 
demnach die Parteiprogramme für 
die Bundestagswahl 2002 auf die 
Anerkennung von 

- Gleichberechtigung von Kindern 
und Jugendlichen 

- Kindern als eigenständigen Trä-
gern von (Menschen-)Rechten 

- dem Recht des Kindes auf Un-
versehrtheit 

- Kindern als Teilnehmern in poli-
tischen Leben 

im Rahmen des Politiktests 2002 
in Berlin prüfen. 

Forderungen an eine genera-
tionengerechte Kinder- und 
Jugendpolitik 

1. Wird dem Minderjährigen aus-
drücklich ein Subjektstatus zuge-
wiesen, d.h. seine Stellung als 
eigenständiger und voll gleichbe-
rechtigter Träger von Menschen-
rechten? 

2. Wird das Defizit an Demokratie 
und Menschenrechten hinsichtlich 
der gegenwärtigen Situation der 
Kinderrechte in Deutschland be-
tont? 

3. Soll die Altersgrenze beim akti-
ven Wahlrecht auf 16 Jahre her-
abgesetzt werden? 

4. Sollen die Vorbehalte der Bun-
desrepublik Deutschland gegen-
über der Kinderrechtskonvention 
der Vereinten Nationen zurückge-
nommen werden? 

5. Soll das Züchtigungsrecht de 
facto abgeschafft werden? 

6. Soll die Rolle und Verbreitung 
von Kinder- und Jugendparla-
menten auf allen politischen Ebe-
nen gestärkt werden? 

7. Sollen Kinder- und Jugendbei-
räte mit ausreichenden Mitspra-
che- und Mitentscheidungsrechten 
(auch Budgetrecht) eingerichtet 
werden? 

8. Sollen vermehrt Kindertages-
stätten und andere Betreuungs-
einrichtungen geschaffen werden? 

9. Soll die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf durch weitere 
Maßnahmen (etwa alternative 
Arbeitszeitmodelle, Ganztages-
schulen) gefördert werden? 

10. Soll die soziale Absicherung 
von Kindern, etwa durch eine Er-
höhung des Kindergeldes (idealer-
weise auf 300 Euro), sichergestellt 
werden? 
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In most organisations, and in nine 
tenths of all big companies, dis-
cussions are alarmingly unproduc-
tive. This is less due to the partici-
pants than to the fact that people 
have never thought about what 
discussion culture produces the 
best results. 

The following discussion rules 
form part of the Corpus Iuridicum 
of YOIS, being a guide for making 
discussions  as effective and effi-
cient as possible and providing a 
friendly discussion atmosphere.   

Three fundamental prin-
ciples 

1.) Criticism should be con-
structive 

Constructive criticism is a very 
important feature of good dis-
cussions and thus contributes to 
the outcome of the discussion.  

How to criticise constructively? 
Whoever criticises something, 
should at the same time tell the 
others, how it could be done bet-
ter, i.e. offer a better alternative. 
For example you can criticise ma-
ny aspects of democracy as a 
type of state – decisions lasting 
long, politicians, technically in-
competent but popular among the 
people, being elected etc. De-
structive would mean here to 
simply criticise it without thinking 
about whether there are really 
better alternatives. In the case of 
constructive criticism the inconve-
niences of all the other alter-
natives are taken into account 
from the start. In this respect the 
„least bad“ (=the best) alternative 
is chosen – democracy. So con-
structive criticism contributes to 
preventing wrong decisions. 

Participants don`t always feel ca-
pable of criticising constructively. 
In this case they may criticise e-
ven if it is not constructive. They 
have to be aware, however, that 
their criticism does not have the 
same status as constructive criti-

cism. In this case, the critique is to 
seriously endeavour to “hand in 
later“ – as soon as possible - a 
constructive suggestion.   

2.) Try to comprehend your 
interlocutor’s arguments 
exactly 

In the case of debates as regards 
to content different opinions will 
frequently arise, even funda-
mentally different ones. Often the 
opinion of the person you are tal-
king to seems to be nonsensical 
and wrong to you. But instead of 
contradicting immediately, every-
one should put an intermediate 
stage. During this one should lis-
ten carefully and try to understand 
why the interlocutor argues like 
that (empathy). Each participant of 
open board meetings should as-
sume that the others are not stu-
pid. Maybe he or she has gained 
an experience forcing him to have 
this point of view. For this reason 
you first of all should ask again in 
this direction, in order to un-
derstand why he or she has this – 
and no other – opinion. The Indi-
ans say about this: „If you want to 
understand someone, walk seven 
days in his moccasins.“ It is only 
after trying to do this, at least intel-
lectually, that you should take a 
stand by approving or rejecting his 
or her contribution. 

3.) You have to be prepared 
to revise your point of view 
if you notice that others ha-
ve the better arguments.  

This is the most important basic 
principle, which does not mean 
that each attempt at coming to a 
consensus is doomed to fail.  

We are not talking about willing-
ness to compromise, but about 
willingness to consensus. Willing-
ness to compromise means to 
give in even if you are not convin-
ced of the others‘ arguments.  

Willingness to consensus means 
you are prepared to be persuaded 
by better arguments, even if you 
had a completely opposing opi-
nion at the beginning. 

This principle does not require 
more than listening carefully and 
unprejudiced according to  com-
mon sense. Thus you will realize 
very soon which argument is the 
best. 

It is particularly difficult to observe 
this principle if you have thrown a 
suggestion up for discussion and 
someone else another suggestion. 
In this case most people do not 
consider both suggestions to be 
equivalent, neither do they  weigh 
up the pros and cons. Instead, 
they insist on their statement and 
defend it strongly. Just to be stub-
born or because of wounded vani-
ty they pass up the opportunity of 
following the arguments of some-
one else. 

In order to avoid such an out-
come, please never join a discus-
sion in order to „win“. Always go 
there to „learn“. So you will avoid 
such traps. 

The Ten Rules of Respect 

1. Contribute to a polite dis-
cussion atmosphere 

Even if you consider another par-
ticipant’s opinion simply non-
sense, you should not formulate it 
like that. Everyone knows the ba-
sic rules of politeness which say 
that you should not criticise in a 
personally offending way what-
ever the case.    

If we are talking about factual is-
sues you should always criticise at 
a factual level, not at a personal 
one.  

Unintentional statements, espe-
cially general conclusions, can be 
avoided by formulating in the first 
person. (Instead of „Like this, that 
doesn’t work at all!“ you say: „I 
don’t find your suggestion convin-
cing yet. I am missing...“) If you 
want to criticise somebody perso-
nally, this should not be done in 
an insulting, but in a consulting 
way. 
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2. Personal differences of 
opinion have to be cleared 
up before the factual ones.  

At the beginning of a discussion, 
there are often conflicts both at a 
personal and at a factual level. 
Always make first the personal 
conflicts a subject of discussion, 
and do not start a factual discus-
sion without having resolved 
them. 

3. Try to avoid the formation 
of cliques. 

If you have a problem with one of 
the participants, talk to him about 
it, not to the others. Talk to a per-
son, and not about him or her.  

Only if you do not find, even after 
serious efforts, a solution at this 
personal level, call in the rest of 
the group.  

4. Sometimes „still waters“ 
run deep 

Basically, everyone is given the 
same time to speak. There will 
always be some people who do 
not (want to) take their whole time 
allowed or any time at all, the 
group should tolerate this because 
the „stiller“ participants can ex-
press themselves in a different 
way as well, if they want to do so.  

 

5. Respect for the speaker 
Each person who talks has a 
claim that the others listen to him 
and that they neither interrupt him  
nor chat to each other. In order to 
achieve that only one person 
speaks, the speaker can be given 
a “talking stick”. 

6. Respect for the listeners 

Each speaker handles the time of 
the others respectfully. The 
contributions should be well 
thought-out and short. 

If speakers spin out their con-
tributions, e.g., by repeating them-
selves, this proves a lack of 
respect to the audience. Should a 
participant speak much more of-
ten than the others, the time allo-
wed could be limited.  

7. Discourse without any 
dominance 

The group should be open for 
opinions differing from the one of 
the majority. Nobody should see 
himself, for any reason, prevented 
from putting his point of view or 
expressing his feelings.  

8. Leaving aside inter human 
sympathies and antipathies 
during factual discussions 

In every group there will be affec-
tion and dislike among the mem-
bers. Such sympathies and anti-
pathies should, however, not cau-
se you to support someone on a 
factual issue particularly and re-
ject another one only because you 
do not like this person very much. 
If there is aversion between two 
persons within the group, this is 
likely to influence the whole dis-
cussion in a negative non-efficient 
manner 

Therefore a certain coolness is 
important. The best solution is try-
ing to fairly get along with every-
body. 

9. Avoiding destructive be-
haviour 

Some discussions fail, because 
individual participants due to their 
character have an arrogant or 
self-pitying nature and conse-
quently behave like this in discus-
sions. The YOIS meetings are not 
the platform to act out personal 
and emotional problems.  

10. Let your interlocutor sa-
ve his or her face 

If you have convinced the others 
to agree in a much sought-after 
issue, see to it that they can save 
their faces. 
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